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Vorwort

Das dieser Arbeit zugrunde liegende Manuskript wurde im Wintersemester
2021/2022 von der Juristischen Fakultät der Ludwig-Maximilians-Universität
München als Dissertationsschrift angenommen. Die Literatur ist bis Ende 2022
eingearbeitet.

Diese Arbeit ist über mehrere Jahre der Beschäftigung mit dem Völkerrecht,
den Regimen über die staatsfreien Räume und insbesondere des Tiefseebergbau-
regimes entstanden. Ausgangspunkt der Befassung mit Fragen der Gubernanz
staatsfreier Räume war dabei meine Tätigkeit als Delegationsmitglied und Be-
rater eines Entwicklungslandes während der 65. Sitzungsperiode der General-
versammlung der Vereinten Nationen in New York, welche in persönlicher und
völkerrechtlicher Hinsicht viele weiterführende Perspektiven eröffnete und zu
einer intensiven Auseinandersetzung mit globaler Gerechtigkeit und dem See-
und Umweltvölkerrecht führte. Das seinerzeit anhängige Gutachtenverfahren
über die Rechte und Pflichten von befürwortenden Staaten im Tiefseebergbau-
regime vor dem Internationalen Seegerichtshof war dabei ein zentraler Aus-
gangspunkt für die Konzeptionierung der Arbeit in einem frühen Stadium. Die in
dieser Zeit aufgeworfenen Fragen der normativen Bedeutung von Nachhaltigkeit
und ihre Verankerung im Völkerrecht, der Rechtsstellung nichtstaatlicher Ak-
teure sowie Fragen einer gerechten globalen Ressourcenverteilung bleiben von
großer Relevanz und prägen die völkerrechtlichen Diskurse in großen Teilen
weiterhin.

In der Tat sind die in der Arbeit analysierten Fragen von größter Aktualität.
Die Arbeit erscheint zu einem Zeitpunkt, in welchem sich die Weltgemeinschaft
verstärkt mit der Gubernanz der staatsfreien Räume und deren gerechter und
nachhaltiger Nutzung auseinandersetzt. So befinden sich die Verhandlungen
über ein Abkommen zur Erhaltung und nachhaltigen Nutzung der Biodiversität
des Meeres jenseits nationaler Hoheitszonen, nach mehreren Jahren Verhand-
lung, vor dem unmittelbaren Abschluss. Sein Inkrafttreten wird die wirtschaft-
liche Nutzung und den Schutz der Hohen See in deutlich größerem Umfang einer
regelbasierten, völkerrechtlichen Ordnung unterwerfen als bisher. Auch befindet
sich das Tiefseebergbauregime in einer kritischen Phase seiner Implementierung.
Die Erarbeitung eines ersten Entwurfs des Regelwerks über den kommerziellen
Abbau tiefseebergbaulicher Ressourcen ist vorläufig abschlossen. Mit einer Ab-
stimmung über die Annahme oder Ablehnung des Regelwerks durch die Ver-
sammlung der Internationalen Meeresbodenbehörde ist während der 28. Sit-
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zungsperiode im laufenden Jahr zu rechnen. Dabei herrscht in der Staatenge-
meinschaft zum gegenwärtigen Zeitpunkt keineswegs Einigkeit darüber, ob ein
kommerzieller Abbau von Rohstoffen in der Tiefsee überhaupt angestrebt wer-
den soll. Die Bundesregierung der Bundesrepublik Deutschland etwa, sowie die
Regierungen anderer Staaten, sprechen sich ganz im Sinne des Vorsorgeprinzips
für ein temporäres Moratorium aus, um die Auswirkungen tiefseebergbaulicher
Aktivitäten auf die Umwelt weiter wissenschaftlich untersuchen und bewerten zu
können. Andere Staaten hingegen dringen auf eine möglichst rasche Finalisie-
rung des Tiefseebergbauregimes und die Aufnahme des kommerziellen Ressour-
cenabbaus in der Tiefsee, um den Bedarf an Rohstoffen decken und die sich aus
dem Ressourcenzugriff ergebenden Potentiale wirtschaftlicher und dadurch be-
dingt sozialer Entwicklungen nutzen zu können. Die Frage, wie der ideelle wie
normative Grundsatz des gemeinsamen Erbes der Menschheit, welcher dem Tief-
seebergbauregime zugrundliegt, in konkrete völkerrechtliche Regeln umzusetzen
ist, bleibt somit bis zuletzt kontrovers.

Diese Arbeit ist zu einem nicht unerheblichen Teil in der akademisch anregen-
den und fruchtbaren Umgebung des Max-Planck-Instituts für ausländisches öf-
fentliches Recht und Völkerrecht in Heidelberg entstanden. Der Institutsleitung,
Herrn Prof. Dr. Rüdiger Wolfrum, Herrn Prof. Dr. Armin von Bogdandy sowie
Frau Prof. Dr. Anne Peters, gebührt mein Dank für die eröffneten Forschungs-
möglichkeiten. Diese erwiesen sich insbesondere in Bezug auf den theoretischen
Teil der Arbeit über die völkerrechtliche Konzeptualisierung globaler Gubernanz
und deren Legitimität und hier konkret des Theoriemodells der Internationalen
Öffentlichen Gewalt, welches am Max-Planck-Institut erdacht und wissenschaft-
lich ausgearbeitet wurde, als wertvoll. Auch eröffnete mir die Teilnahme an der
Rhodes Academy of Oceans Law and Policy auf Rhodos im Sommer 2012, er-
möglicht maßgeblich durch die Unterstützung von Herrn Prof. Dr. Wolfrum,
neue Perspektiven auf das Seevölkerrecht.

Von ebenso großer Wichtigkeit für die Entstehung der vorliegenden Arbeit
war das Masterstudium an der New York University School of Law im Studi-
enjahr 2012/2013, welches insbesondere eine dezidierte Auseinandersetzung mit
dem Global Administrative Law ermöglichte und gänzlich neue, internationale
sowie interdisziplinäre Perspektiven auf das internationale Recht und Fragen
globaler Gubernanz eröffnete. Für diese spannende, ereignisreiche und in per-
sönlicher Hinsicht sehr prägende Zeit bin ich vielen Freunden und Studienkol-
legen in New York und aller Welt dankbar. Für die großzügige Förderung des
Studiums an der New York University School of Law bin ich darüber hinaus der
Rotary Foundation, und hier insbesondere Herrn Prof. Dr. Klaus Willimczik
sowie Herrn Prof. Dr. Armin von Bogdandy, sehr dankbar.

Mein Dank gilt darüber hinaus der Internationalen Meeresbodenbehörde und
insbesondere ihrem Generalsekretär, Herrn Michael Lodge, welche mir einen
Forschungsaufenthalt im Sommer 2011 in Kingston, Jamaika ermöglichte, wel-
cher für das Verständnis und die praktische Anschauung der Arbeitsweisen und
-prozesse der für die Administration der Ressourcen des gesamten Meeresbodens
jenseits nationaler Hoheitszonen zuständigen Behörde wichtig gewesen ist.
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Für die vertrauensvolle Begleitung der Doktorarbeit über die Jahre gilt mein
ausgesprochener Dank zudem meinem Doktorvater, Herrn Prof. Dr. Christian
Walter, ebenso wie Herrn Prof. Dr. Ulrich Haltern für die zügige Erstellung des
Zweitgutachtens. Zudem danke ich der Dekanin, Prof. Dr. Beate Gsell, sowie
Herrn Prof. Dr. Helmut Satzger für die kurzfristige Anberaumung der Dispu-
tation.

Von Herzen danke ich meinen Eltern, Herrn Dr. Ulrich Ehrle und Frau Do-
rothea Buchmann-Ehrle, welchen diese Arbeit gewidmet ist, sowie meinem Bru-
der Maximilian Ehrle. Auf sie kann ich mich immer verlassen. Ohne sie wäre
diese Arbeit nicht entstanden und mein persönlicher, akademischer und beruf-
licher Werdegang in dieser Form nicht möglich gewesen.
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Diese Arbeit untersucht die strukturellen Änderungen des Völkerrechts und de-
ren Manifestation in der völkerrechtlichen Gubernanz des staatsfreien Raums.
Dabei könnte der Zeitpunkt der Untersuchung nicht aktueller sein. Die völker-
rechtliche Regulierung der Ressourcennutzung im staatsfreien Raum steht am
Beginn einer neuen Phase. In absehbarer Zeit ist mit der Verabschiedung des
bereits als Entwurf vorliegenden Regelwerkes der Internationalen Meeresboden-
behörde über die Ausbeutung mineralischer Ressourcen auf dem Tiefseeboden
zu rechnen. Dieses Regelwerk wird den bereits bestehenden Mining Code durch
die Schaffung von Regeln über den Abbau komplettieren und bildet daher die
normative Grundlage für den Beginn eines kommerziellen Abbaus von Roh-
stoffen in der Tiefsee. Darüber hinaus ist die Verabschiedung eines völkerrecht-
lichen Abkommens über den Erhalt und die Nutzung der biologischen Vielfalt im
staatsfreien Raum des Meeres in Kürze zu erwarten.1 Beide völkerrechtlichen
Regelwerke zusammengenommen markieren den Übergang zu einer umfängli-
chen Regulierung der Nutzung, aber auch des Schutzes des staatsfreien Raumes
im Meer und der dort vorkommenden Ressourcen und Lebensformen.

Die Wahrnehmung und Erfassung struktureller Veränderungen ist eine Mög-
lichkeit der Gewahrwerdung von Natur und Gestalt eines Untersuchungsgegen-
standes. Das Paradigma der Veränderung impliziert die Inverhältnissetzung
zweier Punkte, eines Ausgangspunktes und eines Zielpunktes. Es erlaubt eine
Perspektive auf die Entwicklung und Wandelbarkeit des untersuchten Objektes
und dadurch eine Bestimmung der Natur des Untersuchungsgegenstandes selbst.
In der Völkerrechtswissenschaft ist die Perspektive struktureller Veränderungen
oftmals zu einer ebensolchen Analyse des Rechts verwendet worden.2 Dies gilt für
die Annahme struktureller Veränderungen anlässlich des Abschlusses von Frie-
densverträgen in Deutschland im 17. Jahrhundert, die als Übergang vom Koor-
dinations- zum Kooperationsvölkerrecht in den Siebzigerjahren des 20. Jahrhun-
derts3 bezeichneten Veränderungen, bestehend in einer Institutionalisierung und

1 Vgl. den gegenwärtig der Generalversammlung vorliegenden Vertragsentwurf Revised
draft text of an agreement under the United Nations Convention on the Law of the Sea on the
conservation and sustainable use of marine biological diversity of areas beyond national juris-
diction, A/CONF.232/2020/3 vom 18. November 2019.

2 Vgl. Rauber, Strukturwandel als Prinzipienwandel, 2017, S. 1 ff.
3 Friedmann, The Changing Structure of International Law, S. 1 ff.
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Multilateralisierung des Völkerrechts, und schließlich die Annahmen strukturel-
len Wandels in Form von Funktionalisierung, Konstitutionalisierung4 und
schließlich Entterritorialisierung des Völkerrechts5 im 21. Jahrhundert. Das Pa-
radigma des Wandels ist ein hermeneutisches Instrument zur Bestimmung der
Natur des Völkerrechts selbst. Dem Völkerrecht selbst, so scheint es, sind struk-
turelle Änderungen über Zeit immanent.

Dabei verhalten sich Veränderungen in der Struktur des Völkerrechts reflexiv
gegenüber Veränderungen in der Gesellschaft, der internationalen Politik und
nicht zuletzt gegenüber dem wissenschaftlichen und technologischen Fortschritt.
Nicht als gegebenes Faktum, sondern als von Menschen geschaffene Regeln des
sozialen Miteinanders reagiert es auf Veränderungen in den Lebensverhältnissen
und den Anforderungen, die in deren Folge an das Recht als Ordnungsinstru-
ment gestellt werden. Auf ebensolche Veränderungen reagiert das Völkerrecht
auch beruhend auf der Notwendigkeit, die Verteilung von Gütern im staatsfreien
Raum zu regulieren. Die von der Notwendigkeit einer solchen Regulierung her-
vorgerufenen bzw. begünstigten Veränderungen sind vielfältig. Sie betreffen das
Umwelt- und das Seevölkerrecht als Korpus materieller Normen zur Regulie-
rung von Ressourcennutzung und Umweltschutz. In struktureller Hinsicht be-
treffen die Veränderungen zudem die Rechtsstellung von Staaten und nichtstaat-
lichen Akteuren im Völkerrecht. Zudem zwingt die Regulierung des staatsfreien
Raums zu einer Auseinandersetzung mit Fragen des Gemeinwohls und Gerech-
tigkeitsverhältnissen im Völkerrecht. Elinor Ostrom, Politikwissenschaftlerin
und Trägerin des Nobelpreises für Wirtschaftswissenschaften, hat ausgehend von
lokalen Systemen der Nutzung von Gemeingütern spezifische Anforderungen an
die Verwaltung und Nutzung gemeinsamen Eigentums an globalen Gütern her-
ausgearbeitet.6 Die mit der Verwaltung der staatsfreien Räume und deren Ge-
meingütern verbundenen regulatorischen Herausforderungen zwingen das Völ-
kerrecht zu Wandlung, Anpassung und struktureller Änderung, möchte es seiner
Funktion als Ordnungsinstrument gerecht werden. Es bedarf des Rechts und
konkret des Völkerrechts, um die mit der Nutzung des staatsfreien Raums und
der Verteilung von dessen Gütern einhergehenden Konflikte zu regulieren. Nur
durch das Völkerrecht lassen sich die Nutzung und die Verteilung von Gemein-
gütern der politischen Willkür entziehen und Anforderungen an die Legitimität
der Güterverteilung in praktikable Kategorien der Legalität übersetzen.

Eine Kernthese der vorliegenden Arbeit ist dabei, dass die in Bezug auf die
Gubernanz des staatsfreien Raums zu beobachtenden strukturellen Veränderun-
gen für Veränderungen im Völkerrecht insgesamt stehen. Die Notwendigkeit der
Schaffung von Institutionen, welche über die Struktur des Bilateralen hinaus-

4 Siehe etwa Walter, in: Nijman/Nollkaemper (Hrsg.), New Perspectives on the Divide
Between National and International Law, 2007, S. 191 ff.

5 Siehe dazu den Epilog dieser Arbeit.
6 Ostrom, Governing the Commons, 1990; siehe auch Jillions, 1 Global Constitutionalism,

429, 448 f. (2012).
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weisen, die normative Verdichtung des Völkerrechts zur unmittelbaren Regulie-
rung eines Sachbereichs sowie die Wirkweise und die Erweiterung des Kreises der
Adressaten völkerrechtlicher Rechte und Pflichten, einhergehend mit einer Neu-
definierung der Rolle des Staates, stehen beispielhaft für eine Entwicklung des
Völkerrechts allgemein. In ihnen kommen grundlegende Veränderungen der
Rolle und Funktion des Völkerrechts in einer zunehmend integrierten Weltge-
sellschaft zum Ausdruck.

Die angesprochenen Veränderungen im Völkerrecht sind struktureller Natur.
Änderungen vollziehen sich nicht nur auf der Ebene des Inhalts von Normen,
sondern auch im strukturellen Verhältnis derselben zueinander, deren Entste-
hung und Bindungswirkung. Dabei ist es Aufgabe der Rechtswissenschaften –
anders als jene der Politik- und Sozialwissenschaften –, diese Veränderungen
nicht nur als empirischen Befund deskriptiv nachzuvollziehen, sondern auch die
Frage des Normativen in den Blick zu nehmen, die Frage also, wie das Recht
strukturiert sein sollte, um Anforderungen der Legitimität zu entsprechen. De-
skriptive und normative Ebene7 lassen sich nicht ganz voneinander trennen. Die
Beobachtung rechtstatsächlicher Veränderungen setzt eine den Fokus herstel-
lende Konzeption8 voraus. Zum anderen bedarf es für die Formulierung nor-
mativer Ansprüche der Anknüpfung an reale Fakten.9 Jeder Sollenssatz setzt eine
Bezugnahme auf Seiendes voraus, ohne sich darauf beschränken zu können.10

Zu diesem Zweck, sowohl der empirischen Beschreibung der strukturellen
Veränderungen als auch der Formulierung normativer Vorgaben für die Struktur
des Völkerrechts, haben sich im Wesentlichen drei in ihren Annahmen divergie-
rende Diskurse in der Völkerrechtswissenschaft herausgebildet und als Paradig-
men der beschriebenen strukturellen Veränderungen etabliert. Diese sind die
These einer Konstitutionalisierung des Völkerrechts, die Annahme eines Global
Administrative Law sowie das Modell der International Public Authority. Alle drei
Modelle oder Schulen entwickeln unterschiedliche Perspektiven auf die Regulie-
rung durch das Völkerrecht und damit zugleich auf das Völkerrecht in seinem
Prozess der Wandlung. Aus den unterschiedlichen Betrachtungsperspektiven fol-
gen unterschiedliche normative Annahmen und Forderungen. Die Vertreter der
jeweiligen Modelle kommen teilweise aus unterschiedlichen rechtlichen Traditi-

7 Zu dem Begriffspaar Deskriptivität und Normativität vgl. Pfordten, Rechtsphilosophie,
2013, S. 43.

8 Siehe in Bezug auf den Konstitutionalisierungsdiskurs: Tsagourias spricht in diesem
Zusammenhang gar von einer Ideologie der Konstitutionalisierung, Tsagourias, in: Tsagou-
rias (Hrsg.), Transnational Constitutionalism, International and European Models, 2007,
S. 1 ff. Weiler betrachtet die Perspektive der Konstitutionalisierung als: „[…] a prism through
which one can observe a landscape in a certain way, an academic artefact with which one can
organise the milestones and landmarks within the landscape […]“, siehe Weiler, in: Weiler
(Hrsg.), The constitution of Europe: »Do the new clothes have an emperor?« and other essays
on European integration, 1999, S. 223.

9 Kleinlein, Konstitutionalisierung im Völkerrecht, 2012, S. 6.
10 Zitiert nach Möllers, Die Möglichkeit der Normen, 2015, S. 11.
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onen. Während im Global Administrative Law deutlich ein Pragmatismus an-
gloamerikanischer Prägung erkennbar ist, steht die These der Konstitutionali-
sierung des Völkerrechts in einer langen Tradition universalistischer Völker-
rechtstheorien11 und weist ideengeschichtlich zudem Wurzeln im Romantizismus
deutscher Prägung auf. Das Modell der International Public Authority schließlich
ist in der Auseinandersetzung mit beiden zuvor genannten Schulen als drittes
Modell entstanden und entstammt einem europäischen Denken des öffentlichen
Rechts. Ziel dieser Arbeit soll es nicht sein, die drei Modelle zu validieren oder zu
widerlegen. Auch geht es nicht darum, die Modelle gegeneinander zu vergleichen
und im Ergebnis für mehr oder weniger zutreffend zu befinden. Vielmehr ist
davon auszugehen, dass ihnen allen Wahrheitsgehalt zukommt und jedes für sich
wichtige Einsichten zum Erfassen und Verstehen der Realität völkerrechtlicher
Struktur eröffnet. Ihr analytischer Wert liegt gerade in ihrer kumulativen An-
wendung, welche eine differenzierende Betrachtung und eine perspektivische
Öffnung ermöglicht.

Die drei Paradigmen beschreiben Veränderungen in der Struktur des Völker-
rechts, die sich in den vergangenen Jahrzehnten und insbesondere seit dem Ende
des Kalten Krieges vollzogen haben und in ihrer Dynamik andauern. Unter-
schiede zwischen den Paradigmen bestehen sowohl auf empirisch-deskriptiver
Ebene als auch normativ: in der Art und Weise, wie Legitimität im internatio-
nalen Rechtssystem rekonstruiert wird und herzustellen ist. Die beobachteten
Phänomene vermögen nicht nur, die Verwendung verfassungsrechtlicher oder
verwaltungsrechtlicher Begriffe für Institutionen und Normen des Völkerrechts
durch Schaffung eines jeweils gemeinsamen Begriffsverständnisses12 sprachfähig
zu machen, sondern auch, zugleich normativ Anforderungen an den völkerrecht-
lichen Diskurs und damit die Entwicklung des Völkerrechts zu stellen. Theorien
entfalten eine performative Kraft und tragen zu einer Realisierung der Dyna-
miken bei, die sie beschreiben.13 Den drei Modellen liegt als Gemeinsames die

11 Vgl. dazu Kleinlein, Konstitutionalisierung im Völkerrecht, 2012, S. 99 ff.
12 Siehe Schweber, der die Bedeutung der Schaffung eines Begriffsverständnisses für die

Generierung von Legitimität hervorhebt, Schweber, The Language of Liberal Constitutio-
nalism, 2007, S. 319 ff. Zur sprachlichen Verbreitung des Verfassungsbegriffs in Bezug auf das
Völkerrecht auch: Fassbender, in: Tsagourias (Hrsg.), Transnational Constitutionalism, In-
ternational and European Models, 2007, S. 308 f.

13 Austin, How to Do Things with Words, 1962, S. 14 f.; Kleinlein, 28 EJIL, 295, 314 f.
(2017). Zu der sozialkonstruktivistischen Perspektive Foucaults auf die Performativität dis-
kursiver Praktiken siehe Foucault, Die Ordnung des Diskurses, 2017, S. 43 f. („Der genealo-
gische Teil der Analyse zielt hingegen auf die tatsächlichen Serien der Formulierung des
Diskurses; er versucht ihn in seiner Affirmationskraft zu erfassen, worunter ich nicht die
Kraft verstehe, die sich nicht der Verneinung entgegensetzt, sondern die Kraft, Gegenstands-
bereiche zu konstituieren, hinsichtlich deren wahre oder falsche Sätze behauptet werden
können“), S. 34 f. („Man muss den Diskurs als eine Gewalt begreifen, die wir den Dingen
antun […].“). Peters, in: Cassese (Hrsg.), Realizing Utopia, the Future of International Law,
2012, S. 119.
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Einsicht zugrunde, dass die strukturellen Veränderungen zu einer Neubegrün-
dung dessen führen müssen, was Legitimität im Völkerrecht ausmacht.14 Mögen
sich die Modelle in ihren normativen Forderungen im Ergebnis stark unter-
scheiden, so bieten sie doch alle die Möglichkeit, die bestehenden Strukturen des
Völkerrechts im Hinblick auf dessen Konstruktion von Legitimität kritisch zu
betrachten und Vorschläge zu einer stärkeren Legitimation des Völkerrechts de
lege ferenda zu unterbreiten.15

Vorgehen und Methode der Arbeit bestehen darin, in einem ersten Teil die
Modelle zueinander in Verhältnis zu setzen und im Hinblick auf die konkreten
Aspekte, welche für die Gubernanz des staatsfreien Raums von Bedeutung sind,
miteinander zu vergleichen. Im darauffolgenden zweiten Teil sollen die Annah-
men der drei Paradigmen anhand der Regime zur Gubernanz verschiedener
staatsfreier Räume, insbesondere des Tiefseebergbauregimes, des neuen Abkom-
mens über die Nutzung der biologischen Vielfalt sowie von Aspekten der Re-
gulierung der Fischerei im staatsfreien Raum, überprüft werden. Es soll letztlich
der Frage nachgegangen werden, inwieweit, ausgehend von den drei Modellen,
sich die Gubernanz des staatsfreien Raums durch das Völkerrecht als legitim
qualifizieren lässt. Dabei folgt die Untersuchung der Unterteilung verschiedener
Aspekte der strukturellen Veränderungen der völkerrechtlichen Regime. Unter-
schieden werden strukturelle Veränderungen im Hinblick auf die materiellrecht-
lichen Normen des Völkerrechts,16 die Institutionalisierung des Völkerrechts,17

den Adressatenkreis völkerrechtlicher Normen18 und schließlich die Dimension
der Rekonstruktion von Legitimität in einem strukturell veränderten Völker-
recht19.

Aus Sicht des Verfassers verweisen die Erstreckung des Völkerrechts auf den
staatsfreien Raum und die damit einhergehende und für das Völkerrecht allge-
mein festzustellende Institutionalisierung, normative Verdichtung, die Diversi-
fizierung völkerrechtlicher Normativität sowie die Pluralisierung der Adressaten
völkerrechtlicher Normen noch auf eine weitere parallel verlaufende Entwick-
lung des Völkerrechts. Durch die Relativierung der Rolle des Staates als terri-
torial verfasster Inhaber von Herrschaftsgewalt im Völkerrecht lässt sich eine
Entkoppelung des Völkerrechts von seinen territorialen Bezugspunkten feststel-
len, welche als Entterritorialisierung des Völkerrechts bezeichnet werden kann
und auf welche im Epilog zu dieser Arbeit eingegangen wird.

14 Diese gleichlaufende Ausrichtung für das Global Administrative Law Projekt mit dem
Konstitutionalisierungsdiskurs bestätigt Savino, 13 ICON, 492, 492 ff. (2015).

15 Peters, in: Cassese (Hrsg.), Realizing Utopia, the Future of International Law, 2012,
S. 123 ff.; Peters, in: Klabbers/Peters/Ulfstein (Hrsg.), The Constitutionalization of Interna-
tional Law, 2009/2011, S. 351 f.

16 Teil 2, A. und B.
17 Teil 2, C.
18 Teil 2, D.
19 Teil 2, E.
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Entterritorialisierung lässt sich als Prozess bezeichnen, welcher das Recht aus
seiner territorialen Verankerung löst.20 Eine ganz wesentliche Lösung dieser Ver-
ankerung liegt im Völkerrecht – anders als im staatlichen Recht – bereits darin
begründet, dass die auf völkerrechtlicher Ebene begründete Herrschaftsgewalt
keine primär territoriale, sondern eine funktionale Begrenzung erfährt. Der Staat
ist bereits nach der Definition Jellineks21 rechtlich territorial konstituiert und
begrenzt. Staatliche Herrschaftsgewalt findet in der territorialen Begrenzung des
Staates eine wesentliche und legitimationsstiftende Begrenzung.22 Eine ebensol-
che territoriale Begrenzung ist für Herrschaftsgewalt auf völkerrechtlicher Ebene
nicht konstitutiv. Ihre konstitutive Beschränkung ist vielmehr sachlich-funkti-
onaler und nicht territorialer Natur. Spezifische für einen bestimmten Rege-
lungszweck geschaffene Regime und die aus ihnen hervorgehende Herrschafts-
gewalt erfahren ihre sachlich-funktionale Begrenzung durch ihren Gründungs-
zweck. So betrachtet führt eine Aufgabenübertragung von staatlicher auf völ-
kerrechtliche Ebene stets zu einer Entterritorialisierung der jeweiligen Rege-
lungsmaterie.23 In dem Maße, wie das Völkerrecht normativ wie institutionell
angereichert wird, vollzieht sich Entterritorialisierung.24 Das Phänomen der Ent-
territorialisierung wird sich gleichwohl nicht auf den Gegensatz zwischen terri-
torial und funktional verfasster Herrschaftsgewalt reduzieren lassen. Eine Los-
lösung des Rechts von einer territorial determinierten Komponente wird zudem
mit Blick auf völkerrechtliche Rechtssetzungsprozesse, Rechtsquellen und
Normadressaten diskutiert.25 Unter der Loslösung von Rechtssetzungsprozessen
aus einer territorialen Verankerung ist die Übertragung von Rechtssetzungskom-
petenzen auf internationale Organisationen zu verstehen, welche eine primär
funktionale, nicht aber eine territoriale Begrenzung erfahren.26 Eine weitere Los-
lösung von einer territorialen Verankerung des Völkerrechts ergibt sich aus einer

20 Schmalenbach, VVDStRL 2016, 245, 249.
21 Jellinek, Allgemeine Staatslehre, 1929, S. 394 ff.
22 Kempen, Staat und Raum, 2014, S. 27; Brölmann, in: Nijman/Nollkaemper (Hrsg.), New

Perspectives on the Divide Between National and International Law, 2007, S. 85.
23 Siehe Brölmann, in: Nijman/Nollkaemper (Hrsg.), New Perspectives on the Divide Bet-

ween National and International Law, 2007, S. 86: „[…] detachment of regulatory authority
from a specific territory.“

24 Paulus, in: Dekker/Wouter (Hrsg.), Governance and International Legal Theory, 2004,
S. 59 ff.; Brölmann, in: Nijman/Nollkaemper (Hrsg.), New Perspectives on the Divide Bet-
ween National and International Law, 2007, S. 87.

25 Brölmann, in: Nijman/Nollkaemper (Hrsg.), New Perspectives on the Divide Between
National and International Law, 2007, S. 92 ff.

26 Zwar ließe sich in Bezug auf die staatsfreien Räume, besonders im Hinblick auf das
Tiefseebergbauregime, argumentieren, dass insoweit eine territoriale Begrenzung durch die
Begrenzung auf den staatsfreien Raum des Tiefseebodens gegeben ist. Dem wäre aber ent-
gegenzuhalten, dass die Regime über die Nutzung der staatsfreien Räume umfassende
Rechtspflichten beinhalten, die weit in den staatlichen Rechtsraum eingreifen und maßgeb-
lich vor dem Hintergrund einer sachlich-funktionalen Begrenzung der völkerrechtlichen
Herrschaftsgewalt zu legitimieren sind.
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Diversifizierung von Rechtsquellen und der Bedeutungszunahme von unver-
bindlichen Normen des soft law. Dessen Geltung ist weder territorial begrenzt
noch von staatlicher Zustimmung abhängig. Schließlich führt auch die Erweite-
rung des Adressatenkreises völkerrechtlicher Normen zu einer Loslösung des
Völkerrechts aus einer territorialen Verankerung. Durch die unmittelbare Be-
rechtigung und Verpflichtung von nichtstaatlichen Akteuren wird deren Zuord-
nung zu einem Staat und damit einer territorial verfassten Einheit unerheblich.
Im Epilog zu dieser Arbeit wird auf diese drei Elemente als Kriterien für die
Untersuchung des Phänomens der Entterritorialisierung in verschiedenen völ-
kerrechtlichen Regimen zurückzukommen sein.

Die drei bestimmten Elemente lassen erkennen, dass die Entterritorialisierung
des Völkerrechts in einem engen Zusammenhang mit der normativen und insti-
tutionellen Autonomisierung desselben steht und mit der damit verbundenen
Relativierung der einstmals zentralen Rolle des Staates in einem bilateralen ho-
rizontalen Paradigma völkerrechtlicher Struktur.27 Entterritorialisierung, be-
trachtet anhand der Übertragung von Rechtssetzungsprozessen auf die interna-
tionale Ebene, einer Diversifizierung von Rechtsquellen und Normadressaten
über Staaten hinaus, wird in den völkerrechtlichen Regimen über die Gubernanz
des staatsfreien Raumes in besonderem Maße zu beobachten sein. Zurückzufüh-
ren ist dies auf die beschränkte Rolle, die dem Staat als territorial konstituiertem
und begrenztem Akteur in dem ihm nicht zugehörigen Rechtsraum zukommt. In
den staatsfreien Räumen kann eine territorial verfasste und begrenzte Herr-
schaftsgewalt prima facie keine Geltung beanspruchen. Zugleich ist der Staat
durch die Regime über die staatsfreien Räume in seinem wesentlichen und – wie
gezeigt – konstitutiven Element, seiner Territorialität, nicht berührt. Dies führt
dazu, dass Entterritorialisierungsprozesse des Völkerrechts in den Regimen über
die Gubernanz staatsfreier Räume in höherem Maße an Bedeutung gewinnen
und einer Rechtsentwicklung in anderen völkerrechtlichen Bereichen vermutlich
vorgreifen.

Strukturelle Veränderungen des Völkerrechts hin zu einer multilateralen so-
wie normativ wie institutionell angereicherten Ordnung gehen, so lässt sich fol-
gern, mit einem Prozess der Entterritorialisierung einher. Es ist daher nicht ohne
Grund, dass die gewählten drei Paradigmen auf die Veränderungen völkerrecht-
licher Struktur, auf welche im Folgenden eingegangen wird, eine jeweils eigene
Beschreibung der Relativierung der Rolle des souveränen Staates vornehmen. Im
Konstitutionalisierungsdiskurs erscheint der Staat als Rechtssubjekt, welches in
eine universelle, konstitutionalisierte und überterritoriale Rechtsordnung einge-
bettet und eingegrenzt ist. Im Global-Administrative-Law-Diskurs herrscht ein
Paradigma fragmentierter Staatlichkeit unter Beteiligung partieller staatlicher
Funktionen an globalen Verwaltungsmechanismen auf supranationaler Ebene

27 Vgl. auch Brölmann, in: Nijman/Nollkaemper (Hrsg.), New Perspectives on the Divide
Between National and International Law, 2007, S. 87.



000036 /tmp/1679060115087/EHRL 17.03.23 14:35

8 Einleitung

vor. Eine prinzipielle Unterscheidung zwischen dem territorial determinierten
Staat und anderen, nicht territorial determinierten Akteuren erfolgt nicht, weder
in Bezug auf normsetzende Akteure noch auf Normadressaten. Im International
Public Authority-Ansatz schließlich wurzelt die Relativierung des Staates in einer
Anerkennung öffentlich-rechtlich konstituierter und begrenzter Herrschaftsge-
walt jenseits des Staates. Allen drei Paradigmen liegt eine Einsicht in Prozesse der
Entterritorialisierung des Völkerrechts jedenfalls implizit zugrunde.
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Teil 1

Paradigmen zur Beschreibung der Veränderungen
des internationalen Rechtssystems

A. Die These einer Konstitutionalisierung des Völkerrechts

Im Folgenden sollen zunächst die Charakteristika der klassischen zwischenstaat-
lichen völkerrechtlichen Ordnung dargestellt werden (I.). Sodann sollen die Phä-
nomene bestimmt werden, an denen der Konstitutionalisierungsdiskurs eine
Konstitutionalisierung des Völkerrechts festmacht (II.).

I. Die Formulierung der Konstitutionalisierungsthese vor
dem Hintergrund der klassischen zwischenstaatlichen (westfälischen)

Ordnung des Völkerrechts

Die klassische Struktur des Völkerrechts ist gekennzeichnet durch Bilateralität
und Horizontalität (1.). Heutzutage lässt sich das Völkerrecht nicht mehr ab-
schließend als zwischenstaatliche horizontale Rechtsordnung konzeptualisieren
(2.), was auf verschiedene Entwicklungen zurückzuführen ist (3.).

1. Das Völkerrecht im klassischen zwischenstaatlichen Modell

Die Konstitutionalisierungsthese ist, wie auch die anderen Modelle, als Antwort
der Völkerrechtswissenschaft auf die Veränderungen des Rechtssystems formu-
liert worden. Diese Veränderungen lassen sich von einem idealtypischen Aus-
gangspunkt aus, in der westfälischen Struktur des Völkerrechts bestehend, ver-
stehen. Unter der westfälischen Ordnung wird eine auf die Zeit nach 1648 rück-
projizierte völkerrechtliche Ordnung verstanden1, welche in einer weitestgehend
bilateralen Ordnung gleichrangiger souveräner Staaten besteht. Die völkerrecht-
lichen Rechte des einen Staates entsprechen hier den völkerrechtlichen Pflichten
des anderen Staates. Konzeptuell ist das Völkerrecht von der Ebene des inner-
staatlichen Rechts getrennt. Ein Durchgriff von einer auf die andere Ebene be-
steht nicht. Beide Ebenen regeln verschiedene sachliche Materien. Das Völker-

1 Tatsächlich jedoch ist die Verknüpfung von Territorium und staatlicher Hoheitsgewalt,
auch in ihrem absoluten Anspruch, sehr viel älter als der Westfälische Friede. Siehe dazu
Steiger, in: Durchardt (Hrsg.), Der Westfälische Friede: Diplomatie – politische Zäsur –
kulturelles Umfeld – Rezeptionsgeschichte, 1998, S. 33 ff.
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recht bleibt inhaltlich auf die Regelung zwischenstaatlicher Beziehungen be-
schränkt. Über das zentrale Strukturprinzip der staatlichen Souveränität hinaus
enthält das Völkerrecht dieses Idealtyps eine sehr überschaubare Anzahl von
Rechtsprinzipien, wie etwa das Konsensprinzip und das Gewaltverbot,2 und
Rechtssätzen, welche sich in den Pflichten aus durch den jeweiligen Staat selbst
abgeschlossenen völkerrechtlichen Verträgen und dem Völkergewohnheitsrecht
erschöpfen.3 Auf normativer Ebene bleibt in diesem Modell die staatliche Sou-
veränität das maßgebliche Strukturprinzip, welches dem Völkerrecht Struktur
verleiht und auf einer übergeordneten Ebene dessen Finalität bestimmt, beste-
hend hier in der staatlichen Unabhängigkeit und Autonomie, welche ihre Gren-
zen nur in der Unabhängigkeit und Autonomie eines anderen Staates finden. Die
Finalität des Idealtyps der westfälischen Ordnung besteht damit in der wechsel-
seitigen Abgrenzung von staatlichen Souveränitätsbereichen.4 Ein gemeinsamer
Wert eines Kollektivs von Staaten ließe sich als Kontrapunkt zum Strukturprin-
zip der letztlich lediglich auf Selbstbezug begründeten staatlichen Souveränität
verstehen. Ein gemeinsamer Wert, etwa der Schutz der Umwelt oder die Men-
schenrechte generell, findet in dem Idealtyp des klassischen Völkerrechts indes
zumindest auf rechtlicher Ebene keine Entsprechung. Auf einer institutionellen
Ebene ist das Völkerrecht der westfälischen Ordnung durch eine weitgehende
Institutionslosigkeit gekennzeichnet. Der Staat bleibt das zentrale und einzige
Rechtssubjekt. Internationale Organisationen kommen allenfalls als Instru-
mente zwischenstaatlicher Kooperation in Betracht.

2. Bedeutungsverlust des klassischen bilateralen völkerrechtswissenschaftlichen
Paradigmas zur Beschreibung des Völkerrechts

Die Entwicklung der letzten Jahrzehnte führt vor Augen, dass die soeben be-
schriebene westfälische Ordnung in weiten Teilen den Zustand der völkerrecht-
lichen Ordnung bereits seit geraumer Zeit nicht akkurat zu beschreiben vermag.
Der akademische Wert dieses Idealtyps erschöpft sich in einer Funktion als Fix-
punkt, welche eine Beurteilung der Entwicklung des Völkerrechts von diesem
ausgehend erlaubt.

Tatsächlich vermag das Prinzip der staatlichen Souveränität die Struktur des
Völkerrechts nicht (mehr) absolut zu erklären. Gleichwohl wäre die Behauptung
falsch, dass eine bilaterale und horizontale Struktur dem Völkerrecht gar nicht
mehr immanent sei. Sie bleibt auf tieferer Ebene als Strukturelement vorhanden.
In manchen Teilgebieten des Völkerrechts besitzt sie weiterhin bedeutenden Er-
klärungswert. In anderen ist sie überlagert oder relativiert.5 So finden sich in

2 Peters, in: Cassese (Hrsg.), Realizing Utopia, the Future of International Law, 2012,
S. 119.

3 Teitel, Humanity’s Law, S. 8.
4 Simma, From Bilateralism to Community Interest, 250 RCADI, 229 (1994).
5 Weiler hat das Bild einer Geologie und von verschiedenen archäologischen Schichten des
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